
Osman Kavala bleibt
in der Türkei inhaftiert
ISTANBUL (ap) Der seitmehr als vier
Jahren inderTürkei inhaftierte Kul-
turfördererOsmanKavala bleibt im
Gefängnis. Ein Strafgericht in Istan-
bul verlängerte am Freitag die Un-
tersuchungshaft Kavalas, der nie
wegen eines Verbrechens verurteilt
wurde.DerFall hattemit einerReihe
anderer zu einem Zerwürfnis zwi-
schen der Türkei und den USA und
der EU geführt, die die Freilassung
Kavalas fordern.
Nach der Gerichtsentscheidung

könnte der Europarat, der in sei-
nen 47 Mitgliedsländern die Ein-
haltung der Menschenrechte wah-
ren soll, ein Verfahren gegen die
Türkei einleiten. Er hatte im Sep-
tember vor einem solchen Schritt
gewarnt, sollte Kavala nicht bis zur
nächstenMinistersitzungkommen-

deWoche freikommen.Dannkönn-
ten die Mitgliedschaft der Türkei
oder ihre Stimmrechte im Europa-
rat ausgesetzt werden.
Die Beauftragte der Bundesre-

gierung für Menschenrechtspoli-
tik und humanitäre Hilfe im Aus-
wärtigen Amt, Bärbel Kofler, sagte,
sie bedauere die Entscheidung des
Gerichts sehr: „Es geht dabei nicht
nur um die Person von Osman Ka-
vala, auch nicht nur um die Türkei,
sondern um den Menschenrechts-
schutz in Europa insgesamt.“
Dem64-jährigenKavalawird vor-

geworfen, Proteste im Jahr 2013mit-
finanziert und drei Jahre später an
der Planung des Putschversuchs in
derTürkei beteiligt gewesen zu sein.
Er weist die Vorwürfe zurück.
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Virusvariante alarmiert
Landesregierung

VON K. BIALDIGA, H. RASCHE,
U.-J. RUHNAUUND J. WOLF

DÜSSELDORFEineneueVirusvarian-
te aus Südafrikaundweiter steigen-
de Inzidenzzahlen haben die Co-
rona-Lage am Freitag verschärft.
Nordrhein-WestfalensMinisterprä-
sidentHendrikWüst (CDU), zurzeit
Vorsitzender derMinisterpräsiden-
tenkonferenz, zeigte sich im ZDF
dafür offen, die für den9.Dezember
geplante Bund-Länder-Runde vor-
zuziehen.AmFreitag zeichnete sich
jedoch keine gemeinsame Haltung
derMinisterpräsidentenab.DieCo-
rona-Lagewerde inTeilenDeutsch-
lands immer dramatischer, sagte
Wüst. Es geheauchumdieKranken-
hauskapazitäten, die Reduzierung
von Kontakten und eine allgemei-
ne Impfpflicht. NRW-Gesundheits-
ministerKarl-Josef Laumann (CDU)
rief zu erhöhterVorsicht auf: „Men-
schen, die vorKurzemausSüdafrika
nach Deutschland eingereist sind,
sollten sich zügig testen lassen, so-
dass Infektionsketten schnell unter-
brochen und dieWeiterverbreitung
gestoppt oder zumindest verlang-
samt werden kann.“
Die neue Virusvariante B.1.1.529

ist bereits in Belgien angekommen,
abernochnicht inDeutschland.Die
Variante weist ungewöhnlich viele
Mutationen auf und versetzt Viro-
logenweltweit inUnruhe.Deutsch-
land und die Europäische Union
kündigten an, sich mit Flugverbo-
ten und der Einstufung Südafrikas
als Virusvariantengebiet zu wapp-
nen. Reiserückkehrer aus Südafri-

ka müssen sich in Deutschland für
14 Tage in Quarantäne begeben,
auch wenn sie geimpft sind. Noch
ist nicht erwiesen, ob die Variante
gefährlicher ist als Delta.
Der geschäftsführende Bundes-

gesundheitsminister Jens Spahn
(CDU) sprach von einer „nationa-
len Notlage“. Die Lage sei „drama-
tisch ernst“. Aus SPD-Kreisen war
zu hören, dass weitere bundeswei-
te Schritte zur Eindämmung der
vierten Welle zeitnah geplant sei-
en. NRW übernimmt ab sofort Co-
rona-Kranke aus Bayern. Hiesi-
ge Krankenhäuser sollen planbare
Operationenverschieben.NRWhat-
tenoch362 IntensivbettenmitBeat-
mungsmöglichkeit für sehr schwere
Fälle frei.Die Sieben-Tage-Inzidenz
lag landesweit mit 274,2 unter dem
Bundesschnitt (438,2).
Angesichts ebenfalls steigender

Infektionszahlen in Schulen deu-

tete NRW-Schulministerin Yvonne
Gebauer (FDP) die Wiedereinfüh-
rungderMaskenpflicht amSitzplatz
an. Das Landeskabinett werde am
DienstagüberCorona-Maßnahmen
beraten.„DazuwürdeeineMasken-
pflicht gehören“, sagteGebauerund
ergänzte: „Ich habe mich immer
sehr stark für den Präsenzunter-
richt eingesetzt.“
UnmittelbarenHandlungsbedarf

sahLaumannamFreitagnicht:„Wir
habengeradeneueSchutzmaßnah-
men auf den Weg gebracht.“ NRW
setze konsequent auf die 2G-Regel.
Für Geimpfte bleibe nach wie vor
eine möglichst weitgehende Nor-
malität erhalten.
SPD-Oppositionsführer Thomas

Kutschaty kritisierte: „Wir dürfen
uns nicht immer von neuen Vari-
anten überraschen lassen, sondern
müssendieDynamikdesVirus end-
lich stärker als bisher mit einpla-
nen.“ Die SPD fordere schon seit
Langem,dass jederpositiveTest au-
tomatisch auf neueVariantenüber-
prüftwerde.Grünen-Co-Fraktions-
chefin Verena Schäffer sagte: „Die
neue Virusvariante B.1.1.529 berei-
tet uns Sorge. Sollten sich die Be-
fürchtungen der Expertinnen und
Experten bestätigen, würde das die
Lage in Deutschland dramatisch
verschlechtern, wenn sie sich hier
ausbreitet.“ Der Landrat des Krei-
sesWesel, Ingo Brohl (CDU), fürch-
tet Ausschreitungenwie indenNie-
derlanden. Es geheauchdarum,wie
sich dieDebatte umdie Impfpflicht
weiterentwickele.
Leitartikel

Ministerpräsident Wüst ist offen für ein Vorziehen der Bund-Länder-
Runde. Die Maskenpflicht in der Schule könnte bald zurückkehren.

BürokratieDie Drittimpfung soll
mit weniger bürokratischem Auf-
wand abgewickelt werden.

Maßnahme Statt der üblichen
Dokumentationmit Aufklärungs-
merkblatt sowie Anamnese- und
Einwilligungsbogen sollen münd-
liche Aufklärungen durch die Ärz-
teschaft ausreichen, teilte das
Gesundheitsministeriummit.

Weniger Bürokratie
bei der Impfung
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Grüne beginnen
Abstimmung
zur Koalition
BERLIN (dpa) Die Urabstimmung
der Grünen zum Ampel-Koalitions-
vertrag läuft. „Bundesvorstand und
Parteirat haben die Urabstimmung
nun eingeleitet“, heißt es in einer
am Freitag verschickten Mail des
Politischen Bundesgeschäftsführers
Michael Kellner an die Parteimit-
glieder. Beteiligen können sich alle
125.000 Grünen-Mitglieder. Die Ur-
abstimmungendet am6.Dezember
um13Uhr. Am gleichenTag soll das
Ergebnis bekannt gegeben werden.
Die Stimmabgabe erfolgt digital, er-
satzweise ist aucheinVotumperPost
möglich. Zur Abstimmung steht ne-
bendemVertragauchdasgrünePer-
sonaltableau fürdieRegierung.Not-
wendig ist eine einfacheMehrheit.
Leitartikel, Politik

CDU-Parteitag
findet erneut
online statt
BERLIN (dpa) Die CDU muss ihren
neuenVorsitzendenwegenderCoro-
na-Lage im Januar erneut bei einem
Online-Parteitag wählen. Der Bun-
desvorstand entschied am Freitag,
das eigentlich für den 21./22. Janu-
ar in Hannover in Präsenz geplante
Treffender1001Delegiertenabzusa-
gen. Stattdessen soll es wiedereinen
digitalen Parteitag geben. Auch der
scheidendeParteivorsitzendeArmin
Laschet war im Januar 2020 bei ei-
nemdigitalenParteitaggewähltwor-
den. Nun bewerben sich um seine
Nachfolge der frühereUnionsfrakti-
onsvorsitzende Friedrich Merz, der
AußenpolitikerNorbertRöttgenund
dergeschäftsführendeKanzleramts-
chef Helge Braun.
Politik

Wirtschaft PolitikPanorama

Schnäppchenjagd
in der Pandemie

DÜSSELDORF

„Black Friday“ und verkaufsoffener
Sonntag treffen auf die vierte
Corona-Welle. Ein Besuch in

der Einkaufsstadt Düsseldorf,
die längst nicht auf
Hochtouren läuft.

Lokales
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Würdigung einer Ikone
Josephine Baker war Tänzerin,

Soldatin und Bürgerrechtlerin. Nun
nimmt Frankreich die gebürtige

Amerikanerin in seine
Ruhmeshalle auf.

Merz verspricht neue CDU
Der Kandidat für den Parteivorsitz
will die Unionmodernisieren und
warnt im Interview Impfgegner davor,
die Solidarität der Gesellschaft
überzustrapazieren.

Wie gefährlich ist B.1.1.529?
Vieles ist noch unklar bei der erstmals
im südlichen Afrika aufgetretenen
Corona-Variante. Die wichtigsten
Fragen und Antworten.
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„Keine Ahnung, warum
ich das gemacht habe.
Total bescheuert.“
Moritz Bleibtreu (50), Schauspieler,
über seine frühere Vorliebe für Status-
symbole, etwa eine Luxusuhr
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Zeitweise fällt Regen
oder Schneeregen
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Friedrich Engels wird in seiner
Heimatstadt Wuppertal als Am-
pelmännchen verewigt. Er leuch-
tet aber nicht marxistisch bei Rot,
sondern pragmatisch bei Grün,
was offiziell verkehrsrechtliche
Gründe hat, aber auch besser zur
Aufbruchstimmung bei der Am-
pel passt. Wenn man aber nun
die Teilnehmer auf der Verkehrs-
ampel zu denen in der Koalition
in Verbindung setzt und das Ver-
hältnis der Beteiligten dialektisch
durchdenkt, kommt man zu der
Erkenntnis, dass Rot allein erst
mal für Stillstand stünde und erst
aus der Verbindung mit Gelb die
Erwartung folgte, dass sich allein
unter Grün etwas bewegen könn-
te. So viel Fortschrittwill allerdings
erst mal gewagt sein. gw
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